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Das letzte Amtsjahr der Kommission unter Präsident José Manuel Barroso stand weniger im
Schatten der Krise der europäischen Wirtschafts- und Währungsunion als die voran-
gegangenen. In seiner Rede zur Lage der Union unterstrich Barroso den Erfolg der bisheri-
gen Krisenreaktionsmaßnahmen: „Durch unser Handeln haben wir das Vertrauen geschaf-
fen, dass wir die Krise überwinden werden – wenn wir uns nicht zurücklehnen“.1 Dabei
betonte er wiederholt den Beitrag der Europäischen Kommission zur Bewältigung der
Krise: „Wir waren eine der Triebfedern für die Entwicklung einer kreativen, innovativen,
gemeinsamen und umfassenden europäischen Antwort, die auf eine Vertiefung der Integra-
tion setzt.“2 Von den zentralen Maßnahmen der Krisenbekämpfung und -prävention stand in
diesem Jahr nur noch der „Einheitliche Abwicklungsmechanismus“ als Teil der „Banken-
union“ zur Abstimmung. Wirtschaftliche Erholung rückte in den Mittelpunkt der Aufmerk-
samkeit, aber auch die sich zuspitzenden internationalen Krisen im Nahen Osten und insbe-
sondere in der Ukraine.

Personelle Veränderungen
Im Zuge der Erweiterung um ein neues Mitglied und der Wahlen zum Europäischen Parla-
ment (EP) war das letzte Jahr der Barroso-Kommission von einer Reihe von Personal-
entscheidungen geprägt. Mit dem Beitritt Kroatiens als 28. Mitgliedstaat der EU im Juli
2013 vergrößerte sich auch die Anzahl der Mitglieder des Kollegiums der Kommissare.
Bereits im April 2013 hatte die kroatische Regierung den früheren Außen- und Europami-
nister Neven Mimica nominiert, der schließlich am 4. Juli 2013 im Amt bestätigt wurde.
Präsident Barroso wies Mimica das nicht unbedeutende Portfolio für Verbraucherschutz zu,
das vorher zusammen mit dem Portfolio für Gesundheit vom maltesischen Kommissar
Tonio Borg geführt wurde. Im Vorfeld der Europawahlen hatten sich zudem sieben amtie-
rende Kommissare entschieden, auf der Liste ihrer nationalen Parteien für einen Sitz im
Europäische Parlament zu kandidieren. Sechs von ihnen ließen sich während des Wahl-
kampfs beurlauben.3 Alle sieben waren in ihrem Unterfangen erfolgreich. Vier Kommissare
(Janusz Lewandowski, Viviane Reding, Olli Rehn und Antonio Tajani) haben angekündigt,
ihr gewonnenes Mandat anzunehmen. Ihre Entscheidung ist dadurch zu erklären, dass die
Wahrscheinlichkeit ihrer Wiederbenennung durch die Regierung ihres Ursprungslands
gering war. Karel de Gucht, Neven Mimica und Maros Sefcovic verzichteten auf ihr EP-
Mandat. Sie werden aller Voraussicht nach erneut Mitglieder der nächsten Kommission.
Am 24. Juni trat der amtierende finnische Ministerpräsident Jyrki Katainen von seinem Amt

1 José Manuel Barroso: Rede zur Lage der Union, REDE/13/684, Straßburg, 11.09.2013, S. 3.
2 José Manuel Barroso: Vorwort zum Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Union 2013,

COM(2014) 12, 21.01.2014, S. 4. 
3 Der belgische Kommissar Karel de Gucht, zuständig für Handelspolitik, war nur auf die Liste der Vlaamse

Liberalen en Demokraten gesetzt worden, damit die Partei mit seinem Namen werben konnte. Er erklärte
bereits im Vorfeld ein etwaiges Mandat nicht anzutreten und nahm daher auch nicht am Wahlkampf teil.
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zurück, um die Nachfolge des für die „Suomen Keskusta“ als Teil der Allianz der Liberalen
und Demokraten für Europa (ALDE) ins EP wechselnden Wirtschafts- und Währungs-
kommissars Rehn anzutreten. Auch er wird voraussichtlich in der nächsten Kommission
vertreten sein. 

Europawahl 2014
Die Entscheidung der europäischen Parteien, im Wahlkampf Kandidaten für das Amt des
Kommissionspräsidenten aufzustellen, war sicherlich die zentrale Neuerung der Europa-
wahl 2014. Bestrebungen in diese Richtung wurden von der Kommission bereits früh unter-
stützt. Schon im März 2013 hatte die Kommission in einer Empfehlung „für ein demokrati-
scheres und effizienteres Verfahren für die Wahlen zum Europäischen Parlament“
argumentiert, die neuen Regeln zur Wahl des Kommissionspräsidenten im Vertrag von
Lissabon spiegelten „den größeren Einfluss des Ergebnisses der Wahlen zum Europäischen
Parlament auf die Ernennung des Präsidenten der Kommission“ wider.4 Aus diesem Grund
empfahl die Kommission, wie zuvor auch schon das Europäische Parlament, nationale Par-
teien sollten im Wahlkampf „den von ihnen unterstützten Kandidaten für das Amt des Präsi-
denten der Europäischen Kommission und das Programm dieses Kandidaten bekannt
geben“. Eine deutlichere Präsenz der Kandidaten im Wahlkampf, so die Hoffnung, würde
die „Legitimation des Präsidenten der Kommission, die Rechenschaftspflicht der Kommis-
sion gegenüber dem Europäischen Parlament und den europäischen Wählern sowie ganz
allgemein die demokratische Legitimation des gesamten Entscheidungsprozesses in der
Union“ stärken. Keine deutliche Position bezog die Kommission im Bezug auf die Frage,
wie der Europäische Rat, dem eigentlich die Nominierung des Kandidaten zusteht, mit dem
Kandidaten des Europäischen Parlaments umgehen soll. Diese Frage blieb bis zuletzt unge-
klärt. Nachdem die Europäische Volkspartei (EVP) mit dem Spitzenkandidaten Jean-
Claude Juncker als stärkste Fraktion aus der Wahl zum EP hervorgegangen war, löste
Bundeskanzlerin Merkel mit ihrer Bemerkung, Juncker sei ein geeigneter Kandidaten unter
vielen, in der deutschen Medienlandschaft einen Sturm der Entrüstung aus.5 Dabei hatte die
deutsche CDU keineswegs prominent mit Juncker Wahlkampf betrieben, und auch in
anderen Mitgliedstaaten hielt sich die Präsenz der „Spitzenkandidaten“ im Europawahl-
kampf in Grenzen. Nachdem schließlich doch Juncker als Präsident der Kommission nomi-
niert wurde, äußerten Kommentatoren Bedenken, dies könne die Kommission im inter-
institutionellen Prozess zu nahe an die Seite des EP stellen und das Verhältnis der neuen
Kommission zum Vereinigten Königreich erschweren.6

Die amtierende Kommission hat diese Zusammenhänge wie auch den unmittelbaren
Ausgang der Europawahl offiziell nur verhalten kommentiert. Präsident Barroso dankte in
seiner Stellungnahme lediglich den Wählern für den Wahlakt und merkte an, die Wahl sei
in den Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich ausgefallen. Ohne das starke Abschneiden
europaskeptischer Parteien direkt anzusprechen verwies Barroso darauf, das Wahlergebnis

4 Europäische Kommission: Empfehlung der Kommission vom 12.03.2013 für ein demokratischeres und
effizienteres Verfahren für die Wahlen zum Europäischen Parlament, C (2013) 1303, S. 4 und 7. 

5 Vgl. Gregor Peter Schmitz: Streit um EU-Chefposten: Herrschaft im Hinterzimmer, in: Spiegel Online vom
28.05.2014.

6 Vgl. The Economist: The European Parliament. Elected, yet strangely unaccountable, 17.05.2014; Frank-
furter Allgemeine Zeitung: Führung für Europa, 26.06.2014, S. 1.
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sei im Kontext der gravierendsten finanziellen, wirtschaftlichen und sozialen Krise seit
Jahrzehnten zu interpretieren. In diesem Zusammenhang sei es wichtig zu betonen, dass
die in der Kommission vertretenen Parteien eine Mehrheit im EP erlangt haben.7

Bankenunion
Das letzte Element der bisher ernsthaft diskutierten Krisenbewältigungsmaßnahmen war im
vergangenen Jahr die Bankenunion. Nachdem das Legislativverfahren zum „Einheitlichen
Aufsichtsmechanismus“ weitgehend abgeschlossen war, widmete sich die Kommission in
der Folge dem „Einheitlichen Abwicklungsmechanismus“. Die Kommission hatte bereits
im Juni 2012 einen Vorschlag zur Harmonisierung der mitgliedstaatlichen Abwicklungs-
mechanismen für Kreditinstitute vorgelegt und diesen im Juli 2013 um einen Vorschlag zu
einem europäischen Abwicklungsmechanismus ergänzt. Trotz gravierender politischer
Bedenken einiger Mitgliedstaaten, die sich in erster Linie auf die primärrechtlichen Kompe-
tenzen der EU für einen Eingriff in die Bankenabwicklung konzentrierten, konnte in beiden
Verfahren noch vor Ablauf der Legislaturperiode eine politische Einigung gefunden
werden.8 Während die Harmonisierung nationaler Vorschriften alle in der EU niedergelas-
senen Kreditinstitute umfasst, gilt der einheitliche europäische Abwicklungsmechanismus
nur für diejenigen Banken, die auch unter den einheitlichen Aufsichtsmechanismus der
Europäischen Zentralbank fallen, also nur die größten Banken der Eurostaaten und der wei-
teren dem Aufsichtsmechanismus beigetretenen Mitgliedstaaten. Zentrales Entscheidungs-
organ der europäischen Bankenabwicklung wird ab dem 1. Januar 2015 der sogenannte
„Ausschuss für die einheitliche Abwicklung“ (Single Resolution Board). Dieser wird als
unabhängige EU-Agentur die Abwicklung in Not geratener Banken leiten und die Aufsicht
über den gemeinsamen Abwicklungsfonds führen. Er wird geleitet von einem Vorsitzenden,
einem Vize-Vorsitzenden und vier weiteren Vollzeitmitgliedern, die auf Vorschlag der
Kommission mit Zustimmung des EP vom Rat mit qualifizierter Mehrheit für eine Amtszeit
von fünf Jahren ernannt werden. Des Weiteren entsenden die Mitgliedstaaten jeweils einen
Vertreter ihrer nationalen Abwicklungsagenturen. Die Kommission und die Europäische
Zentralbank (EZB) benennen jeweils einen Vertreter, der als Beobachter an den Entschei-
dungsprozessen des Ausschusses beteiligt, aber nicht stimmberechtigt ist. 

Am Anfang des Abwicklungsprozesses steht eine Beurteilung der EZB über die Trag-
fähigkeit der betroffenen Bank. Daraufhin entwickelt der Ausschuss einen Abwicklungs-
plan, gegen den jedoch die Kommission und der Rat innerhalb von 24 Stunden Einspruch
erheben können. Der Rat kann allerdings nur auf Vorschlag der Kommission in den
Abwicklungsprozess eingreifen.9 Grundsätzlich ist vorgesehen, dass im Fall einer Abwick-
lung zunächst die Gläubiger und Anteilseigner der Bank für die notwenige Summe haften.

7 José Manuel Barroso: Statement of President Barroso on the outcome of the 2014 European Parliament elec-
tions, STATEMENT/14/171, Brüssel, 26.05.2014. 

8 Richtlinie 2014/59 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 „zur Festlegung eines Rah-
mens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen“, ABl. L Nr. 173/190
und Verordnung Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2014 „zur Festlegung
einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen Verfahrens für die Abwicklung von Kreditinstituten und
bestimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitli-
chen Abwicklungsfonds“, ABl. L Nr. 225/1. 

9 Siehe dazu im Detail Deutsche Bundesbank: Die neuen europäischen Regeln zur Sanierung und Abwicklung
von Kreditinstituten, Monatsbericht Juni 2014. 
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Sollten darüber hinaus Finanzmittel notwendig werden, kann der Ausschuss in Zukunft auf
einen gemeinsamen europäischen Abwicklungsfonds zurückgreifen, der aus Abgaben aller
Finanzinstitute in der EU gespeist wird und über ein Volumen von ca. 55 Mrd. Euro ver-
fügen soll. Zentrale Zielsetzung ist, dass dadurch in Zukunft eine Belastung der Steuer-
zahler bei Bankeninsolvenzen verhindert und somit auch der unheilvolle Zusammenhang
zwischen Bankenschulden und Staatsschulden durchbrochen werden kann. Da für die
Errichtung eines gemeinschaftlichen Abwicklungsfonds und die Verfügung über derartige
Geldmittel aus den Mitgliedstaaten keine ausreichende primärrechtliche Grundlage besteht,
haben die Mitgliedstaaten (mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs und Schwedens) zu
dessen Einrichtung ein zwischenstaatliches Übereinkommen über die „Übertragung von
Beiträgen auf den einheitlichen Abwicklungsfonds und über die gemeinsame Nutzung
dieser Beiträge“ ausgehandelt, dass am 21. Mai 2014 in Brüssel unterzeichnet wurde und
derzeit in nationalen Verfahren ratifiziert wird. Mit dem Abschluss dieser Maßnahmen sind
alle von der Kommission in ihrem „Fahrplan für eine Bankenunion“10 vorgesehenen
Schritte abgeschlossen. Kommissionspräsident Barroso nannte den Abschluss dieses Pro-
jekt den „vielleicht wichtigsten Schritt seit der Einführung des Euro“11 und äußerte die
Erwartung, dies werde „Vertrauen und Stabilität in den Finanzmärkten stärken und helfen,
dass die Kreditvergabe an die Wirtschaft wieder in Gang kommt“.12

Reform der Wirtschafts- und Währungsunion
Über die Bankenunion hinaus waren bei keinen der von der Kommission in ihrem „Konzept
für eine vertiefte und echte Wirtschafts- und Währungsunion“ vom Herbst 2012 vorgelegten
Maßnahmen konkrete Fortschritte zu erkennen. Im März 2014 stellte die Kommission
lediglich den Abschlussbericht der von ihr eingesetzten Sachverständigengruppe zum
Thema Eurobonds vor. Dieser wägt die rechtlichen Voraussetzungen und möglichen Konse-
quenzen gemeinsamer Schuldtitel ab, sei es als „Schuldentilgungsfonds“ oder „Eurobill“,
und kommt zu dem Schluss, „angesichts der äußerst beschränkten Erfahrungen mit dem
reformierten EU-Rahmen für die wirtschaftspolitische Steuerung würde es die Vorsicht
wohl gebieten, vor jeglichen Entscheidungen über gemeinsame Emissionen zunächst Nach-
weise für die Wirksamkeit dieses Steuerungsrahmens zu sammeln“.13 Hinsichtlich des
rechtlichen Rahmens seien zudem alle über eine anteilige Haftung im Sinne des Euro-
päischen Stabilitätsmechanismus (ESM) hinausgehenden Lösungen nur im Rahmen
zwischenstaatlicher Abkommen oder per Vertragsänderung umsetzbar. In seiner Stellung-
nahme äußerte Präsident Barroso, die Kommission werde „den Bericht sorgfältig lesen und
zu gegebener Zeit entsprechende Folgemaßnahmen beschließen“.14 Andere Maßnahmen,
insbesondere die von der Kommission ins Gespräch gebrachte „Fiskalkapazität“ der Euro-
zone wurden im letzten Jahr nicht ernsthaft verfolgt. 

10 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat. Fahrplan
für eine Bankenunion, COM(2012) 510, 12.09.2012. 

11 José Manuel Barroso: Europe united, open and stronger: a story of interdependence and resilience, Rede vor
der OECD, SPEECH/14/537, Paris, 09.07.2014. 

12 Europäische Kommission: European Parliament and Council back Commission's proposal for a Single Reso-
lution Mechanism: a major step towards completing the banking union, STATEMENT/14/77, 20.03.2014.

13 Sachverständigengruppe für Schuldentilgungsfonds und Eurobills: Abschlussbericht, 31.03.2014, S. 8. 
14 Europäische Kommission: Sachverständigengruppe veröffentlicht Abschlussbericht über Schuldentilgungs-

fonds und Eurobills, Pressemitteilung, IP/14/342, S. 2.
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Obwohl nicht in ihrem ursprünglichen Konzept vorgesehen präsentierte die Kommis-
sion im Oktober 2013 auf Aufforderung des Europäischen Rates und des Parlaments Maß-
nahmen zur „Stärkung der sozialen Dimension der Wirtschafts- und Währungsunion“.
Unter dieser „sozialen Dimension“ versteht die Kommission die „Fähigkeit, im Rahmen
der Mechanismen zur wirtschaftspolitischen Steuerung und der politischen Instrumente
problematische Entwicklungen und Herausforderungen im Zusammenhang mit den
beschäftigungs- und sozialpolitischen Strategien in der Wirtschafts- und Währungsunion
zu erkennen, zu berücksichtigen und entsprechende Lösungen zu finden“.15 Defizite in die-
ser Kapazität sieht die Kommission in der Überwachung („Monitoring“) der beschäfti-
gungs- und sozialpolitischen Entwicklung in der EU, der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit,
insbesondere unter Jugendlichen, der Verknüpfung von Austeritätsvorgaben mit Solidarität
und finanzieller Unterstützung, der Arbeitskräftemobilität und dem europaweiten Dialog
der Sozialpartner.16 Die Kommission schlägt in diesem Zusammenhang vor, beschäfti-
gungs- und sozialpolitische Aspekte (etwa Erwerbslosenquote, Jugend- und Langzeit-
arbeitslosigkeitsrate, Armuts- und Ungleichheitsquoten) in das neu eingeführte Verfahren
bei einem makroökonomischen Ungleichgewicht einzubeziehen. Dadurch wäre es mög-
lich, „die Risiken solcher Ungleichgewichte in Bezug auf Beschäftigung, Armut und wei-
tere soziale Konsequenzen besser zu verstehen. [...] Schlussendlich würde ein solches
tiefergehendes Verständnis dabei helfen, politische Maßnahmen zur Korrektur der
Ungleichgewichte zu identifizieren und deren soziale Folgen zu minimieren“.17 Auf
Grundlage eines sozialpolitischen Scoreboards strebt die Kommission schließlich eine stär-
kere Koordinierung der nationalen Sozialpolitiken im Rahmen des Europäischen Semes-
ters an. Konkret verweist die Kommission auf die Notwendigkeit, „aktive Inklusionsstrate-
gien zu verbessern und die Sozialhaushalte effizienter und wirksamer“ einzusetzen.18 In
diesem Zusammenhang müsse der Europäische Haushalt, insbesondere im Rahmen der
Struktur-, Investitions- und Sozialfonds voll ausgeschöpft und der Vorschlag der Kommis-
sion zu einem eigenständigen Haushalt der Eurozone eingehend geprüft werden. 

Politische Union
In seiner Rede zur Lage der Union betonte Kommissionspräsident Barroso die Notwendig-
keit der politischen Weiterentwicklung der Union: „Wie ich bereits in meiner letztjährigen
Rede zur Lage der Union unterstrichen habe, bin ich der Auffassung, dass unser politisches
Ziel die Schaffung einer politischen Union sein sollte. [...] Auch möchte ich nochmals
bekräftigen, dass wir, wie bereits im letzten Jahr angekündigt, die Absicht haben, noch vor
den Europa-Wahlen weitere Vorschläge zu unterbreiten, wie die Zukunft der Union gestal-
tet und wie der gemeinsame Ansatz und das gemeinsame Vorgehen am besten konsolidiert
und langfristig vertieft werden könnten“.19 Der Ankündigung von Vorschlägen zur Zukunft
der Union kam Barroso im Mai 2014 in einer „Über Europa“ betitelten Rede in der Berliner
Humboldt-Universität nach – ein sicherlich symbolträchtiger Ort, hier hatte im Jahr 2000
schon der damalige Außenminister Joschka Fischer seine viel diskutierten Überlegungen

15 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat. Stärkung der sozialen Dimension der
Wirtschafts- und Währungsunion, COM(2013) 690, 02.10.2013, S. 4.

16 Ebd., S. 5.
17 Ebd., S. 6.
18 Ebd., S. 10.
19 Barroso: Rede zur Lage der Union 2013, S. 11.
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zur Zukunft Europa vorgetragen. Letztlich bestand Barrosos Rede jedoch lediglich aus
einem ausführlichen Problemaufriss, ohne viele konkrete Vorschläge zu beinhalten. Barroso
plädierte zunächst für einen ehrlichen Umgang mit der EU: „In der europäischen Politik
fehlt es an dem Mut und der Bereitschaft, sich zu Europa zu bekennen und Verantwortung
zu übernehmen, und keine institutionelle Reform allein kann dies ausgleichen. [...] Das Pro-
blem ist letztlich Folgendes: Alle Länder sähen Europa gerne als großformatige Projektion
ihrer eigenen Ambitionen, und wenn die anderen nicht mitmachen wollen, sagen sie ein-
fach, „Europa“ habe ein Problem“.20 Sein zentrales Anliegen war, die Debatte über die
Zukunft Europas nicht anhand von möglichen institutionellen oder Verfahrensänderungen
zu führen, sondern sich zunächst der Frage zu widmen, was die Europäische Union für ihre
Bürger leisten soll.21 In diesem Zusammenhang forderte er für die nähere Zukunft nicht nur
eine Diskussion über Personalien, sondern eine Bestimmung der Prioritäten der neuen
Wahlperiode. Zukünftige Entwicklungen der EU sieht Barroso eher als langsamen Prozess
der Anpassung denn als großen Sprung der Verfassungsgebung: „In absehbarer Zukunft, so
glaube ich, wird es keinen europäischen „Philadelphia-Moment“, keine Schaffung einer von
Grund auf neuen Verfassung, geben. Der Entwicklungsmodus der Union wird weiterhin
eine permanente Reform und keine permanente Revolution sein“.22 Konkret schlug Barroso
zwei zentrale Reformen vor. Dem Vorbild des Hohen Vertreters der Union für die Außen-
und Sicherheitspolitik folgend plädierte Barroso für eine Verschmelzung der Ämter des
Kommissars für die Wirtschafts- und Währungsunion und des Präsidenten der Eurogruppe.
Längerfristig stellte er darüber hinaus eine Personalunion zwischen Kommissionspräsident
und Präsident des Europäischen Rates zur Debatte.23 

Verfahren zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit
Als Resultat der Schwierigkeiten, Verletzungen rechtsstaatlicher Grundwerte im Zuge der
bedenklichen politischen Entwicklungen in Ungarn und Rumänien zu ahnden, veröffent-
lichte die Kommission im März 2014 Grundsätze eines neues „Verfahrens zur Wahrung der
Rechtsstaatlichkeit“, das bestehende Defizite reduzieren soll. In ihrer Mitteilung führte die
Kommission aus, dass „das auf Ebene der Union vorhandene Instrumentarium nicht in allen
Fällen ausreicht, um einer systemischen Gefährdung des Rechtsstaatsprinzips in den Mit-
gliedstaaten zu begegnen“.24 Zwar kann die Kommission im Falle einer Verletzung von EU-
Recht durch einen Mitgliedstaat ein Vertragsverletzungsverfahren einleiten, die Erfahrung
habe jedoch gezeigt, dass es Problemfälle gäbe, „die nicht vom EU-Recht erfasst sind und
deshalb nicht als Verletzung von aus den EU-Verträgen erwachsenden Pflichten angesehen
werden können, aber dennoch eine systemische Gefährdung der Rechtsstaatlichkeit darstel-
len“.25 Die Eingriffe der ungarischen und rumänischen Regierungen in die Unabhängigkeit
der nationalen Justiz zählen zu diesen Fällen und wurden von Justizkommissarin Viviane
Reding in diesem Zusammenhang explizit benannt.26 Zwar sieht Artikel 7 EUV ein Verfah-

20 José Manuel Barroso: Über Europa. Betrachtungen zur aktuellen Situation und zur Zukunft der Europäischen
Union, SPEECH/14/355, Berlin, 08.05.2014, S. 12.

21 Ebd., S. 8.
22 Ebd., S. 14.
23 Ebd., S. 18. 
24 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat. Ein neuer EU-Rahmen zur Stärkung

des Rechtsstaatsprinzips, COM(2014) 158, 11.03.2014, S. 5.
25 Ebd., S. 6.
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ren vor, das im Falle einer „schwerwiegenden und anhaltenden Verletzung“ der Grundwerte
der Union in einer Aussetzung des Stimmrechts des betroffenen Staates resultieren kann.
Dieses Verfahren gilt aber als ultima ratio und wurde bisher noch nicht angewandt. Das nun
von der Kommission präsentierte Regelwerk skizziert Möglichkeiten, wie auf eine Gefähr-
dung der Grundwerte reagiert werden kann, bevor die Voraussetzungen für die in Artikel 7
EUV vorgesehenen Verfahren gegeben sind. Der neue Rahmen soll dann greifen, wenn „die
Behörden eines Mitgliedstaats Maßnahmen ergreifen oder Umstände tolerieren, die aller
Wahrscheinlichkeit nach die Integrität, Stabilität oder das ordnungsgemäße Funktionieren
der Organe und der auf nationaler Ebene zum Schutz des Rechtsstaats vorgesehenen Sicher-
heitsvorkehrungen systematisch beeinträchtigen. [...] Die Gefährdung muss sich gegen die
politische, institutionelle und/oder rechtliche Ordnung eines Mitgliedstaats als solche, die
verfassungsmäßige Struktur, die Gewaltenteilung, die Unabhängigkeit oder Unparteilich-
keit der Justiz oder das System der richterlichen Kontrolle einschließlich der Verfassungs-
justiz (sofern vorhanden) richten und beispielsweise von neuen Maßnahmen oder weit ver-
breiteten Praktiken der Behörden und fehlendem Rechtsschutz ausgehen“.27 Im Falle einer
solchen „systemimmanenten“ Gefährdung des Rechtsstaats sieht die Kommission nun ein
mehrstufiges Verfahren vor. In einem ersten Schritt unternimmt die Kommission eine inten-
sive „Sachstandsanalyse“. Sieht sie danach eine Gefährdung des Rechtsstaatsprinzips gege-
ben, richtetet sie eine „Stellungnahme zur Rechtsstaatlichkeit“ an den betroffenen Mitglied-
staat, in der sie ihre Bedenken schildert. Diese Stellungnahme soll einen Dialog mit dem
Mitgliedstaat einleiten. In einem weiteren Schritt formuliert die Kommission in Folge des
Dialogs eine konkrete Empfehlung. Während die Inhalte der vorherigen Verhandlungen
vertraulich sein sollen, wird die Kommission den „wesentlichen Inhalt“ ihrer Empfehlung
veröffentlichen. Die letzte Phase des Verfahrens besteht in der Überwachung der Reaktio-
nen des Mitgliedstaats auf die Empfehlung. Im Falle des Fortbestehens des Konflikts „prüft
die Kommission die Möglichkeit, eines der Verfahren nach Artikel 7 EUV einzuleiten“.28 

Krise in der Ukraine
Im letzten Jahr sah sich die EU mit einer Vielzahl internationaler Konflikte konfrontiert.
Dabei stellen insbesondere die kriegerischen Auseinandersetzungen in der Ukraine eine der
ernsthaftesten Krisen in der geografischen Nachbarschaft seit den Balkankriegen der 1990er
Jahre dar. Der Konflikt in der Ukraine begann, als der damalige ukrainische Präsident
Janukowitsch wenige Tage vor dem für den 28.-29. November 2013 geplanten Gipfel zur
Östlichen Partnerschaft in Vilnius unter dem Druck der russischen Regierung die Unter-
zeichnung eines Assoziierungsabkommens mit der EU aussetzte. Dies führte zu Protesten
der Bevölkerung, die sich um den Majdan-Platz in Kiew konzentrierten und in deren Folge
Janukowitsch am 21. Februar 2014 den Regierungssitz verließ, das ukrainische Parlament
ihn des Amtes enthob und eine neue Regierung wählte. In Reaktion auf die Entwicklungen
in Kiew kam es zu gewalttätigen Auseinandersetzungen auf der Krim-Halbinsel, an denen
auch russisches Militär beteiligt war. Die aus diesen Unruhen hervorgegangene Regierung
der Autonomen Republik Krim veranstaltete am 16. März ein Referendum, in dessen Folge

26 Viviane Reding: The EU and the Rule of Law – What next?, Rede am Centre for European Policy Studies,
SPEECH/13/677, Brüssel, 04.09.2013.

27 Europäische Kommission: Stärkung des Rechtsstaatsprinzips, S. 7. 
28 Ebd., S. 9.
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sich die Krim der Russischen Föderation anschloss. Ähnliche separatistische Bestrebungen
in der Ostukraine mündeten schließlich in offene kriegerische Handlungen zwischen der
ukrainischen Armee und pro-russischen Gruppierungen, in die zunehmend auch russische
Armeeeinheiten involviert sind. 

Aufgrund ihrer wichtigen Position im multilateralen Rahmen der Östlichen Partner-
schaft nahm die Kommission in diesem Konflikt eine bedeutsamere Rolle ein als in ande-
ren internationalen Konflikten wie etwa in Syrien, dem Irak oder in Ägypten, in denen sie
nur eine untergeordnete Rolle spielt. Seit Beginn der Krise im November besuchte die
Vize-Präsidentin der Kommission und Hohe Vertreterin Catherine Ashton regelmäßig
Kiew und signalisierte beständig ihre Unterstützung für die demokratische Entwicklung
und Westanbindung der Ukraine. Am 5. März schlug die Kommission eine Reihe von wirt-
schaftlichen und finanziellen Unterstützungsmaßnahmen vor, die sowohl Hilfszahlungen
mit einem Volumen von 11 Mrd. Euro über mehrere Jahre als auch die Beseitigung von
Einfuhrzöllen auf ukrainische Waren vorsahen.29 Im April setzte die Kommission eine
„Support Group“ zur Unterstützung der neuen ukrainischen Regierung in Fragen politi-
scher und wirtschaftlicher Reformen ein. Kontakte zwischen der Kommission und der
neuen ukrainischen Regierung fanden in hoher Regelmäßigkeit statt, und Kommissions-
präsident Barroso suchte mehrfach das Gespräch mit dem russischen Präsidenten Wladimir
Putin. Am 27. Juni schließlich unterzeichneten die EU und die Ukraine die letzten
Abschnitte des Assoziierungsabkommens. 

Priorität für die Zukunft: Beschäftigung und Wachstum
In der näheren Zukunft wird sich die Kommissionsarbeit neuen Schwerpunkten widmen.
In seiner Rede zur Lage der Union betonte Barroso die neue Zielsetzung: „Unsere Prioritä-
ten sind klar: Beschäftigung und Wachstum“.30 Maßnahmen der Kommission zielen auf
Mobilität, Kommunikation, Energie, Finanzen und elektronischen Handel: „Es gilt, die
Hindernisse zu beseitigen, die dynamischen Unternehmen und Menschen entgegenstehen.
Wir müssen die Vernetzung Europas abschließen“.31 Nach wie vor bleiben die Möglich-
keiten der Kommission zur Umsetzung einer wirksamen Wachstumsagenda jedoch
begrenzt. Dies sieht auch Barroso: „Wir mobilisieren hierfür sämtliche Instrumente, aber
offen gestanden stehen uns auf europäischer Ebene natürlich nur bestimmte Instrumente
zur Verfügung, die anderen müssen von den Mitgliedstaaten eingesetzt werden“.32 
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